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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Mit der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. Der Entwurf ist von dem Bundesminister der 
Finanzen vorbereitet worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 62. Sitzung am 6. Juli 1951 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu der Vorlage Stellung 
genommen und die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen 
vorgeschlagen. Er hat ferner folgendes beschlossen: 

„Im übrigen erwartet der Bundesrat, daß die Bundesregierung 
als Sofortmaßnahme mit Wirkung ab 1. April 1951 einheitlich für 
Alt“ und Neupensionäre mit Ruhegehältern bis zu 230,— DM 
monatlich eine Aufbesserung der Ruhegehälter durchführt." 

In der Anlage 3 nimmt die Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen und zu der Erwartung des Bundesrates auf Sofortmaß- 
nahmen für Alt- und Neupensionäre Stellung. 

Df. Adenauer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Besoldungsrechts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Kapitel I 

Wegfall der Gehaltskürzung 

§ 1 

Die Erste Gehaltskürzungsverordnung 
(Kapitel II des Zweiten Teiles der Verord- 
nung vom 1. Dezember 1930, ReldisgesetzbL 
I S. 517, in der Fassung der Verordnung vom 
6. Oktober 1931, Reidisgesetzbl. I S. 537, 
und des Gesetzes vom 23. März 1934, Reichs- 
gesetzbl. I S. 232) ist für die Mitglieder der 
Bundesregierung sowie für die Beamten und 
Richter, die Angestellten und Versorgungs- 
empfänger des Bundes und der in Artikel 
130 des Grundgesetzes bezeichneten Verwal- 
tungsorgane und Einrichtungen nicht mehr 
anzuwenden. 

§ 2 

Die nichtruhegehaltfähigen Zulagen nadi 
dem Gesetz über die Änderung von Dienst- 
bezügen für die Verwaltungsangehörigen der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtscdiaftsgc- 
bietes vom 3, Dezember 1948 (Gesetzbl. der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes S. 137) sind für die Zeit bis zum 31. 
März 1951 nodi insoweit zu gewähren, als 
sie den sich aus dem Wegfall der Gehalts- 
kürzung nadi § 1 ergebenden Mehrbetrag 
an Dienstbezügen übersteigen. 

§ 3 

Den Personen, die Dienstbezüge nadi der 
Tarifordnung A für Angestellte im öffent- 
lichen Dienst erhalten, ist der sich aus dem 
Wegfall der Gehaltskürzung nach § 1 er- 
gebende Mehrbetrag an Dienstbezügen auf 
die seit dem 21. Juni 1948 allgemein ge- 
währten Erhöhungen der Dienstbezüge an- 
zuredinen. 


§ 4 

Die Vorschriften dieses Kapitels sind erst- 
mals auf die Amts-, Dienst- und Versor- 
gungsbezüge anzuwenden, die für eine Zeit 
nach dem 30. September 1950 gewährt wer- 
den. 


Kapitel II 

Zulagen zu den Dienstbezügen der Beamten 
und Riditer 

S 5 

(1) Die plänmäßigen und außerplan- 
mäßigen Beamten und die Richter des Bun- 
des und der in Artikel 130 des Grundge- 
setzes genannten Verwaltungsorgane und 
Einrichtungen erhalten für die Zeit vom 
1. April 1951 ab zu ihrem Grundgehalt oder 
ihren Diäten eine ruhegehaltfähige Zulage in 
Höhe von zwanzig vom Hundert. 

(2) Zu den Zulagen gemäß Absatz 1 er- 
halten die planmäßigen Beamten mit einem 
Grundgehalt unter 230 DM monatlich einen 
ruhegehaltfähigen besonderen Zuschlag. 
Dieser beträgt bei einem Grundgehalt 

bis 154,99 DM monatlich 24 DM 
von 155 bis 174,99 DM monatlich 21 DM 

von 175 bis 189,99 DM monatlich 17 DM 

von 190 bis 204,99 DM monatlidi 14 DM 

von 205 bis 214,99 DM monatlich 11 DM 

von 215 bis 229,99 DM monatlich 6 DM 

Die außerplanmäßigen Beamten, deren 
Diäten weniger als monatlich 230 DM be- 
tragen, erhalten zu ihren Diäten die gleichen 
besonderen Zuschläge. 

(3) Bei der Bemessung der Zulagen und der 
besonderen Zuschläge gelten Stellen- oder 
sonstige Zulagen, soweit sie ruhegehaltfähig 
sind, als Bestandteil des Grundgehalts. 
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§ 6 

Gehaltszulagen jeglicher Art, die seit dem 
8. iMai 1945 eingeführt und nicht bereits nach 
§ 2 dieses Gesetzes erlosdien sind, fallen mit 
dem 31. März 1951 fort. 

Kapitel III 
Ortsklasseneinteilung 
§ 7 

Bis zur Neuaufstellung des Ortsverzeich- 
nisses kann die Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrats in besonders begrün- 
deten Ausnahmefällen einzelne Orte oder 
Ortsteile in eine andere Ortsklasse einreihen. 


Kapitel IV 

Wahrung der Einheitlichkeit auf dem Ge- 
biete des Besoldungs- und Versorgungsrechts 

§ 8 

(1) Die sich nach den besoldungsrechtlichen 
Bestimmungen des Bundes für die Beamten 
und Richter des Bundes ergebenden Bezüge 
sind Höchstbeträge für die Bemessung der 
Bezüge der entsprechenden und gleichzube- 
wertenden planmäßigen Beamten und Rich- 
ter der Länder sowie der Beamten der Ge- 
meinden und sonstigen Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlidacn 
Rechts. Das gleiche gilt für die außerplan- 
mäßigen Beamten. 

(2) Sind die Bezüge, die den Beamten und 
Richtern der Länder sowie den Beamten der 
Gemeinden und sonstigen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts am 31. März 1951 aufgrund besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften zustehen, 
höher als die nach Absatz 1 zulässigen 
Höchstbeträge, so können die Länder, Ge- 
meinden und sonstigen Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts den am 31. März 1951 im Amt be- 
findlichen Beamten (Richtern) vom 1. April 
1951 ab eine Ausgleichszulage gev/ähren. 
Diese kann in dem Unterschiedsbetrag 
zwischen den bisherigen Bezügen und den 
nach Absatz 1 am 1. April 1951 zulässigen 
Höchstbeträgen bestehen. Bei der Beredi- 
nung des Untersdiiedsbetrages können Kln- 
derzuschläge, Aufwandsentschädigungen, 


Dienstaufwandsentschädigungen und nicht- 
ruhegehaltfählge Gebührenanteile außer An- 
satz bleiben. 

(3) Die Ausgleichszulage kann gewährt 
werden, bis sie durch Erhöhung der neuen 
Bezüge, insbesondere durch Aufsteigen In den 
Dienstaltersstufen oder in eine andere Be- 
soldungsgruppe, ausgeglichen wird. Hierbei 
brauchen nicht angerechnet zu werden 
Änderungen des Wohnungsgeldzuschusscs 
und des örtlichen Sonderzuschlags, die durch 
Versetzung in einen anderen Ort oder durch 
Einweisung des Dienstortes in eine andere 
Ortsklasse eintreten. 

(4) Die Ausgleichszulage kann ruhegehalt- 
fähig sein, soweit die Dienstbezüge, zu deren 
Ausgleich sie dient, ruhegehaltfähig waren. 

§ 9 

Die sich nach den versorgungsrechtlichen 
Bestimmungen des Bundes für die Versor- 
gungsempfänger des Bundes ergebenden Be- 
züge sind Höchstbeträge für die Bemessung 
der Bezüge der entsprechenden und glelch- 
zubewertenden Versorgungsempfänger der 
Länder, Gemeinden und sonstigen Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. 

5 10 

Die Angleichungsvorschrlften des Kapitels 
VIII des Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften auf dem Gebiete des allgemeinen 
Beamten-, des Besoldungs- und des Versor- 
gungsrechts vom 30. Juni 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 433) bleiben unberührt. 

Kapitel V 
Schlußvorschriften 

§ 11 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt 
die allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 

§ 12 

Es treten in Kraft: 

Kapitel I mit Wirkung vom 1. Oktober 
1950, Kapitel II und IV mit Wirkung 
vom 1. April 1951, die übrigen Vor- 
schriften am Tage nach der Verkün- 
dung. § 5 und Kapitel IV des Gesetzes 
treten mit dem 31. März 1952 außer 
Kraft. 
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Begründung 


Nach dem Gesetz zur vorläufigen Regelung 
der Rechtsverhältnisse der im Dienst des 
Bundes stehenden Personen vom 17. Mai 
1950 (BGBl. S. 207) richtet sich die Besol- 
dung der Bundesbeamten nach dem für die 
Verwaltungsangehörigen der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes beim In- 
krafttreten des Grundgesetzes geltenden Be- 
soldungsrecht, d. h. nach dem Reidisbesol- 
dungsgesetz vom 16. Dezember 1927 (RGBl.I 
S. 349) in der am 23. Mai 1949 in Geltung 
gewesenen Fassung. Die im Jahre 1927 fest- 
gesetzten Grundgehälter sind in der Zeit bis 
zur Währungsreform lediglich für die Beam- 
ten der Besoldungsgruppen A 11 bis A 8 a 
im Jahre 1938 unwesentlich erhöht worden. 
In der Zeit nach der Währungsreform haben 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse in einer 
Richtung entwickelt, die wiederholt zu Er- 
wägungen über Hilfsmaßnahmen zugunsten 
der Beamten genötigt hat. Im Vereinigten 
Wirtschaftsgebiet, dem Rechtsvorgänger des 
Bundes, sind durch das Gesetz des Wirt- 
schaftsrats vom 3. Dezember 1948 (Gesetz- 
blatt der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes S. 137) mit Wirkung vom 1. 
Juli 1948 ab für die Beamten der Besol- 
dungsgruppen A 11 bis A 5b nichtruhe- 
gehaltfähige Zulagen in Höhe von monat- 
lich 25 bis 7,50 DM eingeführt worden. Als 
weitere Maßnahme war bereits im Jahre 
1948 die Aufhebung der 6Voigen Gehalts- 
kürzung In Erwägung gezogen worden und 
nach Scheitern eines entsprechenden bizo- 
nalen Gesetzes im Jahre 1949 in dem Ent- 
wurf des Gesetzes aus Artikel 131 GG. vor- 
gesehen. Da der Beamtenrechtsausschuß des 
Deutschen Bundestags die Bestimmungen 
über die Aufhebung der Kürzung in dem 
Entwurf des Gesetzes aus Artikel 131 GG. 
gestrichen hatte, war zur Vermeidung 
weiterer Verzögerungen mit Zustimmung 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bun- 
destags vorbehaltlich der gesetzlichen Rege- 
lung für alle Bundesbeamten zugelassen wor- 
den, daß die 6 Volge Kürzung mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1950 ab nicht mehr vorge- 
nommen wird. Auch nach Durchführung 
dieser Maßnahme Heß es sich nicht umgehen, 
den Beamten mit einem Grundgehalt bis zu 
350. — DM monatlich In Anpassung an eine 


tarifrechtliche Regelung für Aagestellte und 
Arbeiter mit Wirkung vom 1. Oktober 1950 
ab eine Sonderzulage von monatlidi 20 DM 
zu gewähren. Diese zunächst bis zum 31. 
Januar 1951 befristete Zulage wurde — vor- 
behaltlich späterer gesetzlicher Regelung, die 
durch das Haushaltsgesetz erfolgen soll — 
mit Zustimmung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestags lediglich vorsdiuß- 
weise gezahlt. Darüber hinaus hat der Haus- 
haltsausschuß durch Beschluß vom 22. 
Februar 1951 für die Zeit ab 1. Februar 1951 
der vorschußweisen Zahlung dieser Sonderzu- 
lage an die Beamten sämtlicher Besoldungs- 
gruppen zugestimmt. 

Die Entwicklung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse macht nicht nur den Wegfall der 
Sonderzulage möglich, sondern stellt viel- 
mehr zur Vermeidung großer Gefahren für 
die Beamten und den Staat den Dienstherrn 
vor die Notwendigkeit, weitere Maßnahmen 
zu Gunsten sämtlicher Beamtengruppen zu 
treffen. Diese Maßnahmen können jedoch 
zur Zeit nicht im Rahmen einer grundsätz- 
lichen Neuregelung des materiellen Besol- 
dungsrechts getroffen werden. Die unerläß- 
liche Voraussetzung für diese wäre die end- 
gültige Regelung des Beamtenrechts ein- 
schließlich des Versorgungsrechts. Diese steht 
aber noch aus. Damit verbietet sich gegen- 
wärtig auch eine Änderung der Besoldungs- 
ordnung und eine anderweitige Eingruppie- 
rung der Beamten, da der Aufbau der Besol- 
dungsordnung auf das geltende Besoldungs- 
recht, insbesondere auf clie Vorschriften über 
das Besoldungsdienstalter abgestellt ist. Die 
notwendige schnelle Hilfe für die Beamten 
kann nur durch Sofortmaßnahmen geboten 
werden, die von folgenden Grundsätzen be- 
herrscht sind: 

1. die bisherigen Einzelmaßnahmen, durch 
die der organische Aufbau des Besol- 
dungsgefüges erheblich gestört worden 
ist, müssen einer Regelung Platz machen, 
die diese Einzelmaßnahmen ablöst und 
sie in das Gefüge des Besoldungsrechts 
einordnet, 

2. die Regelung muß eine Abkehr von allen 
hervorgetretenen Nivellierungstendenzen 
bedeuten, die das Leistungsprinzip außer 
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adit lassen und der Erhaltung einer 
qualifizierten Beamtenschaft abträglich 
sind. 

Diese Grundsätze können nur durdi Ge- 
währung einer für alle Gruppen nach einem 
einheitlichen Hundertsatz bemessenen Zulage 
verwirklicht werden, wobei im sozialen In- 
teresse den unteren Besoldungsgruppen der 
Besitzstand durch einen besonderen Zuschlag 
zu erhalten und zu verbessern ist. Die allge* 
meine Zulage und die besonderen Zuschläge 
sollen auf Wunsch der Beamtenschaft ruhe- 
gehaltfähig sein. 

Der Forderung der Altpensionäre, auch in 
die Neuregelung einbezogen zu werden, kann 
im gegenwärtigen Zeitpunkt aus Haushalt^- 
gründen nicht entsprochen werden. Die not- 
wendige Neuregelung der ihrer Versorgung 
zu Grunde zu legenden Dienstbezüge kann 
erst im Zusammenhang mit der grundlegen- 
den Besoldungsreform vorgenommen wer- 
den und bei einer Besserung der Haushalts- 
lage im nächsten Jahr in Kraft treten. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf soll klare 
Grundlagen für die künftige Besoldung der 
Bundesbeamten schaffen. Hierzu gehört in 
erster Linie die gesetzlidie Sanktionierung 
der bisher nur Im Verwaltungswege angeord- 
neten Aufhebung der 6 Voigen Gehaltskür- 
zung. Der Gesetzentwurf soll aber auch im 
Interesse der Sicherung des Arbeitsfriedens 
im gesamten öffentlichen Dienst des Bundes- 
gebiets nach den Möglichkeiten des Grund- 
gesetzes auf eine größtmögliche Einheit- 
lichkeit der Besoldung im Bund, Ländern 
und Gemeinden und sonstigen Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts hlii- 
wirken. Die Einheitlichkeit auf dem Ge- 
biete des Besoldungsrcchts ist nadi 1945 
verlorengegangen. Die Länder haben 
zum Teil günstigere Besoldungsregelungen 
getroffen als der Bund, eine Tatsache, 
die In Anbetracht der besonders auf 
dem Gebiet der Finanzverwaltung sich als 
notwendig erweisenden engen Zusammen- 
arbeit zwischen Bundes- und Länderbeamten 
auf die Dauer unerträglich ist. Es sind daher 
in Kapitel IV des Entwurfs Rahmenvor- 
schriften für die Länder, Gemeinden und 
anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts vorgesehen. Die Grundlage für der- 
artige Vorschriften bietet Artikel 75 in Ver- 
bindung mit Artikel 72 des Grundgesetzes. 
Ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Rege- 
lung besteht, weil die Wahrung der Rechts- 
und der Wirtschaftseinheit, insbesondere die 


Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensver- 
hältnisse über das Gebiet eines Landes hin- 
aus, sie erfordert. Entsprechendes gilt für das 
Gebiet des Versorgungsrechts. 

Zu Kapitel I (§§ 1 bis 4): 

Die Gehaltskürzungen aus dem Jahre 1930, 
die eine Folge der damaligen Weltwirt-. 
Schaftskrise waren, sind heute nicht mehr 
gerechtfertigt. Sic müssen daher aufgehoben 
werden (§ 1). 

Mit Rücksicht auf die bestehenden Kürzun- 
gen sind im Jahre 1948 im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet den Beamten der Besoldungs- 
gruppen A 11 bis A 5 b nichtruhegehalt- 
fählge Zulagen und den Angestellten der 
Vergütungsgruppen X bis VII der TO. A 
Erhöhungen ihrer Grundvergütungen ge- 
währt worden. Durdi diese Maßnahmen 
wurden für die in Frage kommenden Kreise 
die Auswirkungen der Kürzung ganz oder 
zum Teil beseitigt, in einer Reihe von Fällen 
überschritt das Mehreinkommen sogar den 
durch die Kürzung bedingten Ausfall. Aus 
diesem Grunde rechtfertigt sich die Anrech- 
nung der aus der Aufhebung der Kürzung 
sich ergebenden Einkommenserhöhungen auf 
die im Jahre 1948 zugestandenen Einkom- 
mensverbesserungen (§5 2 und 3). 

Die Nichtanrechnung der aus dem Fortfall 
der Kürzung sich ergebenden Mehrbezüge 
auf die im Jahre 1948 gewährten Ein- 
kommensverbesserungenwürde den durdi den 
vorliegenden Gesetzentwurf erstrebten Zweck 
vereiteln und zu einer nicht unerheblichen 
Störung des gesamten Besoldungsgefüges 
führen. Die im Vereinigten Wirtschafts- 
gebiet s. Z. vorgenommenen Einkommens- 
verbesserungen waren nicht auf der Grund- 
lage bestimmter Einkommensgrenzen durch- 
geführt worden, sondern auf Besoldungs- 
oder Vergütungsgruppen abgestellt. Über- 
schneidungen bei cinkommensmäßig gleich- 
gestellten Beamten und Angestellten waren 
daher unvermeidbar; so konnte es z. B. da- 
hin kommen, daß ein Angehöriger einer 
niedrigeren Besoldungs- oder Vergütungs- 
gruppe durch die Zulage besser gestellt wurde, 
als ein Angehöriger einer höheren Gruppe 
mit einem Grundgehalt oder einer Grund- 
vergütung gleicher Höhe. Der Wirtschaftsrat 
hatte daher auch in dem von ihm verab- 
schiedeten Gesetz, das aber dann s. Z. von 
der Militärregierung nicht genehmigt wurde, 
bei Aufhebung der 6Voigen'^Gehaltskürzung 
die Anrechnung vorgesehen. 
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Zu Kapitel li {%% 5 und 6): 

Bei der Bemessung der Zulage ist auf die 
v/irtschaftliche Lage der Beamten, aber auch 
auf die angespannte Lage des Bundeshaus- 
halts Rücksidit zu nehmen. In Anbetracht 
dieser Verhältnisse stellt ein Hundertsatz 
von 20Vo die Grenze des Vertretbaren dar 
(§ 5 Absatz 1). Da aber die bisher den 
unteren Besoldungsgruppen gewährten Zu- 
lagen in vielen Fällen bereits mehr als 20 ^'ü 
des Grundgehalts betragen, soll bei den in- 
frage kommenden Grundgehaltssätzen neben 
der Zulage ein besonderer Zuschlag gewährt 
werden, der so bemessen wird, daß er den 
bisherigen Besitzstand wahrt und darüber 
hinaus auch diesen Beamten eine Erhöhung 
ihrer bisherigen Bezüge versdiafft (§ 5 Ab- 
satz 2). Diese Regelung soll alle bisherigen 
Zulagen ablösen und die dringend erforder- 
liche Übersichtlichkeit im Besoldungsrcdit 
wieder herstellen (§ 6). 

Die neue Regelung soll mit dem Beginn des 
Haushaltsjahres 1951 in Kraft treten. 

Zu Kapitel III (S 7): 

Der durch das Ortsklassenverzeichnis vom 

23. Oktober 1924 und das Gesetz vom 

24. Mai 1940 (RGBL I S. 811) in Verbindung 
mit dem Runderlaß des früheren Reichs- 
ministers der Finanzen vom 28. August 19‘12 
(ReichshaushaltS“ und besoldungsblatt S. 174) 
geschaffene Rechtszustand tragt den ver- 
änderten wirtschaftlichen Verhältnissen nidit 
mehr Rechnung. Deshalb ist die Neuauf- 
stellung des Ortsklassenvcrzeichnisses nicht 
mehr länger zu umgehen, sondern muß so- 
bald wie möglich in Angriff genommen 
werden. Die in § 7 des Entwurfs vor- 
gesehene Ermächtigung soll der Bundesregie- 
rung die Ermächtigung geben, mit Zustim- 
mung des Bundesrats in begründeten Einzel- 
fällen bei offensichtlichem Mißverhältnis 
schon vorweg Abhilfe zu schaffen. 


Zu Kapitel IV (§§ 8 bis 10): 

Als obere Grenze für die Gestaltung der Be- 
soldung und Versorgung In den Ländern, 
Gemeinden und anderen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts kann zur Wahrung der Einheitlich* 
keit nur die Regelung des Bundes zugelassen 
werden (§ 8 Absatz 1 und § 9). Darüber 
hinaus erscheint es notwendig, um keine 
Lücken und Zweifel entstehen zu lassen, auf 
die noch in Kraft befindlichen Angleidiungs- 
vorschriften des Kapitels VIII des Reichs- 
gesetzes vom 30. Juni 1933 (RGBl. I S. 433) 
hinzuweisen (§ 10). 

Da, wie bereits ausgeführt, die Bezüge 
mancher Länderbeamten bereits höher liegen 
als die nach dem Besoldungsrecht des Bundes 
unter Berücksichtigung dieses Gesetzes zu- 
ständigen Bezüge, erscheint es angezeigt, die 
Möglichkeit offenzulassen, In derartigen 
Fällen den am 31. März 1951 erreichten Be- 
sitzstand vorübergehend zu erhalten. Zu 
diesem Zweck ist in § 8 Absatz 2 bis 4 die 
Gewährung einer Ausgleichszulage vorge- 
sehen. 

Zu Kapitel V: 

Die für den Bundesminister der Finanzen 
vorgesehene Ermächtigung zum Erlaß allge- 
meiner Verwaltungsvorschriften erscheint für 
eine schnelle Durchführung notwendiger 
Maßnahmen erforderlich (§ 11). Da die 
Regelung des § 5 nur den gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Verhältnissen angepaßt ist 
und nicht eine Grundlage für eine Dauer- 
regelung darstellen soll, ist ihre Befristung 
am Platze. Entsprechendes gilt für Kapitel IV 
(§ 12 ). 


6 



Anlage 2 


Änderungsvorschläge 

des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Besoldungsrechts 


1. Im § 5 Absatz 1 ist das Wort „ruhe- 
gehaltfähige“ zu streichen. 

2. Im § 5 Absatz 2 ist das Wort „ruhe- 
gehaltfähigen“ zu streichen. 

Begründung zu 1. und 2.: 

Es erscheint bedenklich, die allgemeine 
Zulage und den besonderen Zuschlag in 
diesem Gesetzentwurf als ruhegehalt- 
fähig zu bezeichnen. Da eine Neurege- 
lung des Versorgungsrechts vordringlich 
ist, muß auch einer späteren Entscheidung 
Vorbehalten bleiben, ob der schon jetzt 
vorgesehenen Regelung entsprochen wer- 
den kann. 

3. Im § 5 Absatz 2 letzter Satz sind die 
Worte „die gleichen besonderen Zuschläge“ 
zu ersetzen durch die Worte „besondere 
Zuschläge in gleicher Höhe“. 

Begründ u n g : 

Es handelt sich um eine redaktionelle 
Änderung. 

4. § 7 ist zu streichen. 

Begründung: 

Eine Neueinreihung von Orten vor der 
Neuaufstellung des Ortsklassenverzeich- 
nisses ist undurchführbar, da es nicht bei 
begründeten Ausnahmefällen verbleiben 
wird. 

5. Im § 8 Absatz 3 letzte Zeile muß es statt 
„ Einweisung“ heißen „Einreihung“ . 
Begründung: 

Es handelt sidi um eine Druckfehler- 
berichtigung. 


6. § 8 Absatz 3 ist folgender Satz anzu- 
fügen: 

„Ebenso können Erhöhungen des Woh- 
nungsgeldzuschusses infolge Änderung 
des Familienstandes oder der Zahl 
der kinderzuschlagsberechtigten Kinder 
außer Betracht bleiben.“ 

Begründung: 

Diese Erweiterung der Nichtanrechnung 
wird für nötig gehalten. 

7. Hinter § 11 ist folgender § 11a einzu- 
fügen: 

4 11a 

Dieses Gesetz sowie die gemäß § 11 zu 
erlassenden allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften gelten auch im Lande 
Berlin, sobald das Land Berlin gemäß 
Artikel 87 Absatz 2 seiner Verfassung 
die Anwendung des Gesetzes beschlossen 
hat.“ 

Begründung: 

Im Zuge der Erstreckung von Bundes- 
gesetzen auf Berlin ist auch im vorliegen- 
den Gesetz, vor allem wegen der Be- 
stimmungen des Kapitels IV, die Ein- 
fügung einer Berlin-Klausel notwendig. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Besoldungsrecfats 


1. Zu § 5 Absätze 1 und 2: 

An der Ruhegehaltfähigkeit der allge- 
meinen Zulage und der besonderen Zu- 
sdiläge für die planmäßigen Beamten muß 
festgehalten werden. Es wird auf die Be- 
gründung zum Gesetzentwurf verwiesen. 

Dem Vorschlag auf redaktionelle Ände- 
rung des § 5 Absatz 2 wird zugestimmt. 

2. Zu § 7: 

Auch hier wird an der Vorschrift des Ent- 
wurfs festgehalten. Die Vorschrift be- 
schränkt die Einreihung von Orten in eine 
andere Ortsklasse ausdrücklich auf be- 
sonders begründete Ausnahmefälle (z. B. 
Grenzorte). Eine zu weitgehende An- 
wendung dieser Vorschrift ist nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht zu be- 
fürchten, zumal die Zustimmung des 
Bundesrats erforderlich ist. 


3. Zu § 8 Absatz 3: 

Den Abänderungsvorschlägen wird zu- 
gestimmt. 

4. Zu § 11 a: 

Dem Vorschlag auf Einfügung dieser 
Vorschrift wird zugestimmt. 

5. Der Erwartung des Bundesrats auf Sofort- 
maßnahmen für Alt- und Neupensionäre 
wird im wesentlichen bereits durch die 
von der Bundesregierung beschlossenen 
Hilfsmaßnahmen für die Versorgungs- 
berechtigten mit einem Versorgungsbezug 
bis zu 200, — DM monatlich (auslaufend 
mit 220, — DM) entsprochen. Die Bundes- 
regierung ist gegenwärtig nicht in der 
Lage, darüber hinausgehende Maßnahmen 
zu treffen. 
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